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Aus dem steirischen Landtag

Kritik von LAbg. 
Klimt-Weithaler an 
Zahlungsbescheiden 
für steirische „Sonder-
parteiensteuer“

Die Politik im Land der „Re-
formpartner“ von SPÖ 

und ÖVP wird immer unglaub-
würdiger. Während bei der 
Bevölkerung durch Sonder-
steuern wie den Pfl egeregress 
abkassiert wird, genehmigen 
sich Polit-Funktionärinnen und 
–Funktionäre immer höhe-
re Gehälter. Und seit 1.1.2014 
wird eine steirische Sonderpar-
teiensteuer eingehoben.

1000 Euro pro Monat erhält 
jeder steirische Bürgermeis-
ter seit 1.1.2014 durchschnitt-
lich mehr. Grund dafür ist das 
von der KPÖ bekämpfte neue 
Bezügegesetz, mit dem wider-
spenstige Funktionäre der stei-
rischen Regierungsparteien die 
Zustimmung zu den von Voves 
und Schützenhöfer angeord-
neten Zwangsfusionen versüßt 
werden sollte. Eine Sonderre-
gelung wurde für die Stadt Graz 
eingeführt: Dort erhalten die 
Klubobleute die doppelte Funk-
tionsgebühr – rückwirkend ab 
1. Juli 2013.

Selbstbedienung für die Politik, 
Kürzungspakete für die Bevölkerung

Seit Jänner treff en in den 
steirischen Gemeindestuben 
Bescheide ein, in welchen die 
Kommunen daran erinnert 
werden, dass ab sofort pro Ge-
meindebürgerIn 5 Euro ans 
Land abzuliefern sind. Die KPÖ 
ist im Vorjahr vehement gegen 
dieses unverschämte Gesetz 
aufgetreten. Die „Reformpart-
ner“ haben zum ungewöhnli-
chen Mittel einer Dringlich-
keitserklärung gegriff en, um zu 
verhindern, dass Gemeinden 
durch demokratische Instru-
mente dieses Gesetz zu Fall 
bringen können.

KPÖ-LAbg. Claudia Klimt-
Weithaler fi ndet es erfreulich, 
dass sich mehrere Gemeinden 
weigern, die Abgabe anzulie-
fern. Immerhin stellt die Son-
derparteiensteuer auch eine 
Belastung der Gemeindefi nan-
zen dar. „Von einer Verdoppe-
lung des Einkommens können 
Normalsterbliche nur träumen. 
Wenn es um die Parteikasse 
und Bezüge für Funktionäre 
geht, wollen SPÖ und ÖVP 
auf einmal nichts mehr vom 
Sparen wissen. Dafür muss 
die steirische Bevölkerung ein 
Kürzungspaket nach dem an-
deren in Kauf nehmen und als 
Schlusslicht in Österreich noch 
immer Regress für pfl egebe-
dürftige Angehörige bezahlen.“
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Seit 1998, als Ernest Kalten-
egger den „Tag der off enen 

Konten” eingeführt hat, haben 
KPÖ-Politiker fast 1,5 Millio-
nen Euro gespendet und Jahr 
für Jahr darüber Rechenschaft 
abgelegt. 

2013 wurden 1036 Personen 
mit einer Gesamtsumme von 
121.475 Euro unterstützt.

Die KPÖ-Stadträtin be-
richtet: „2013 hatten wir einen 
Rekord bei den Beratungsge-
sprächen. 4.215 Familien und 
Personen waren mit Terminen 
in unserem Büro angemeldet. 
Gemeinsam mit meinen Mit-
arbeitern konnten wir konkrete 
Hilfe und Beratung anbieten. 
Vielen konnte praktisch ge-
holfen werden, für viele war es 
wichtig, jemanden zu haben, 
der ihnen zuhört. Auch wenn 
wir nicht immer eine Lösung 
haben, versuchen wir nieman-
den ohne Hoff nung fortgehen 
zu lassen und den Leuten Mut 
zu machen.

Kahr: „Durch diese Gesprä-
che lernen wir viel dazu. Wir 
sehen die Mängel und Proble-
me unserer Gesellschaft besser 
und bekommen einen tiefen 
Einblick in die Lebenssituation 
der Leute.”

Die meisten Gelder gehen 
für Betriebskostennachzahlun-
gen, Mietzuschüsse, Kautionen, 
Strom- und Heizungskosten, 
Schul- und Spitalskosten und 
vor allem für den Einkauf von 
Lebensmitteln auf. Zuschüsse 
für den Ersatz von E-Geräten 
und Möbeln werden immer öf-
ter gebraucht.

Parteienförderung
Nocheinmal 51.081 Euro 

für 269 Personen wurden von 
der KPÖ-Graz ausbezahlt. „Wir 
halten das Versprechen, dass 
wir eine große Summe der er-
höhten Parteienförderung an 
Menschen in fi nanzieller Not 
weitergeben“, so Kahr.

Es geht auch anders: 121.475 Euro vom 
Gehalt gespendet

Stadträtin Elke Kahr (Mitte) und die Landtagsabgeordneten Werner 
Murgg und Claudia Klimt-Weithaler spendeten mehr als die Hälfte 
ihrer Politbezüge, um in Not geratenen Menschen zu helfen. 
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Trotz brutaler Einschnitte 
in das Gesundheits-, Bil-

dungs- und Sozialsystem wächst 
das von der Regierung bekannt 
gegebene Budgetloch monatlich 
um etwa 8 Mio. Euro.

Am 5. Juli 2013 sprach Lan-
deshauptmann Voves in einem 
Zeitungsinterview von einem 
plötzlich aufgetretenen Loch im 
Landeshaushalt von 300 Mio. 

Euro. Finanzlandesrätin Vollath 
nannte nun, nur sechs Mona-
te später, einen Fehlbetrag von 
350 Mio. Euro. Am Budgetziel 
werde aber festgehalten, betont 
die Landesregierung.

Weithaler: Sie sind gescheitert
Klimt-Weithaler: „Wenn die 

so genannten Reformpartner 
am Nulldefi zit festhalten, be-
deutet das für die Bevölkerung 

noch brutalere Kürzungen als 
jene, die in den vergangenen 
drei Jahren die Steiermark zum 
sozialen Schlusslicht Öster-
reichs gemacht haben. Anstatt 
einzugestehen, dass sie mit ih-
rem erklärten Hauptanliegen 
gescheitert ist, beschließt die 
Regierung auf Biegen und Bre-
chen immer neue Belastungen.“

In vielen Bereichen gibt es 
nichts mehr zu sparen. Die Po-

litik der Kahlschlag-Koalition 
treibt Menschen in die Armut, 
hungert die ländlichen Regio-
nen aus, vernichtet die Kauf-
kraft der Bevölkerung.  „Diese 
Politik triff t die, die schon jetzt 
kaum noch über die Runden 
kommen, alle, die von einem 
normalen Arbeitseinkommen 
leben müssen“, so die KPÖ-Ab-
geordnete.

Voves entgleitet Landesbudget
LAbg. Klimt-Weithaler (KPÖ): Budgetloch wächst monatlich um 8 Mio. Euro

Seit Beginn des Schuljah-
res 2012/2013 besteht ein 

Kooperationsverbot zwischen 
steirischen Musik- und Pfl icht-
schulen. Musikunterricht wird 
plötzlich nicht mehr als förder-
würdig betrachtet.

Die KPÖ hat mehrere Ver-
suche unternommen, diese 
Zusammenarbeit wieder zu 
ermöglichen. In einem Antrag 

Schaden für das Musik-
schulwesen

Spekulationsverluste reißen Loch in Landeshaushalt 
Der Landesrechnungshof 

zeigte in einem Bericht auf, 
dass durch Spekulationsverlus-
te bei einem Frankenkredit ein 
Schaden von mindestens 37 
Mio. Euro entstanden ist. Dies 
wurde im Rechnungsabschluss 
2012 des Landes dadurch ver-
heimlicht, dass der Kredit mit 
einem längst nicht mehr gülti-
gen – wesentlich günstigeren – 
Wechselkurs angegeben wurde.

Im Rechnungsabschluss 
wurde der Kredit mit 182 Mio. 
Euro beziff ert, obwohl er zu 
diesem Zeitpunkt bereits mit 
219 Mio. Euro zu Buche schlug. 
Da dieser Kredit nicht abgesi-

chert ist, kann der tatsächliche 
Schaden für das Land weit über 
die 37 Mio. Euro hinausgehen.

KPÖ-Klubobfrau Claudia 
Klimt-Weithaler: „Das Lügen-
gebäude der Kahlschlag-Koa-
lition gerät immer stärker ins 
Wanken. Auch nach drei Jahren 
ihrer angeblich so segensrei-
chen Herrschaft wird das Loch 
im Landesbudget trotz brutaler 
Kürzungsmaßnahmen immer 
größer. Voves und Schützen-
höfer machen Kleinschulen, 
Geburtenstationen und Men-
schen mit Behinderung dafür 
verantwortlich. Von den Millio-
nen, die sie und ihre Vorgänger 

in der Landtagssitzung am 21. 
Jänner 2014 forderte Klubob-
frau Claudia Klimt-Weitha-
ler, das Kooperationsverbot 
zwischen Musikschulen und 
Pfl ichtschulen spätestens mit 
der kommenden Förderperiode 
wieder abzuschaff en. SPÖ und 
ÖVP lehnten daS ab.

LAbg. Klimt-Weithaler: 
„Die Kooperation von Musik– 
und Pfl ichtschulen hat sich 
bestens bewährt. Leider zieht 
es die Landesregierung statt-
dessen vor, mit bürokratischen 
Schikanen und fi nanziellen 
Hürden das Musikschulwesen 
zu ruinieren.“

In Sonntagsreden wurden 
diese Kooperationen stets als 
Erfolgsmodell gelobt. Gleich-
zeitig wurden die Förderricht-
linien immer restriktiver. Pla-
nungssicherheit ist für die Ge-
meinden nicht mehr möglich-
Das Kooperationsverbot richtet 
großen Schaden an.

Erfolgsmodell wird durch bürokratische Schikanen ruiniert

Am 1. Juli 2013 wurden die 
ÖV-Tarife in der Steier-

mark kräftig erhöht. Mit einer 
Teuerung von fünf Prozent lag 
die Tariferhöhung weit über 
der Teuerungsrate. Die jetzt 
für die Grazer Linien bekannt 
gewordenen Tariferhöhungen 
bewegen sich erneut über der 
Teuerungsrate. Die Erhöhung 
wird in der ganzen Steiermark 
empfi ndlich ausfallen.

KPÖ-LAbg. Claudia Klimt-
Weithaler: „In Zeiten großer 
Belastungen für die Bevölke-
rung und eines Feinstaubnot-
standes im Großraum Graz ist 
eine solche Teuerung unzumut-
bar. Diese Belastung der Bevöl-

kerung muss endlich gestoppt 
werden.“

Grundlage für die Tarifer-
höhung ist eine Vereinbarung 
aller Verbundunternehmen, 
jährlich Preiserhöhungen bis 
zum 1,75-Fachen des Verbrau-
cherpreisindexes durchzufüh-
ren. Dass es anders geht, zeigt 
die Stadt Linz. Dort wurde die 
Jahreskarte zuletzt um € 100,- 
billiger und kostet seit dem Jahr 
2013 nur € 285,-. 

Die KPÖ setzt sich dafür 
ein, auf eine Vertragsänderung 
mit den Verkehrsverbund zu 
drängen, die die bislang einge-
räumten jährlichen Preisanhe-
bungen zurücknimmt.

Verkehrsverbund: Teuerung wie-
der weit über Infl ation!

Der Steiermärkische Landtag 
hat eine Novelle des Baugesetzes 
beschlossen, die keine Regelun-
gen für Werbetafeln vorsieht. 
Eine von der Stadt Graz ange-
regte Regelung hätte vorgese-
hen, dass Werbe- und Ankündi-
gungseinrichtungen nur mehr so 
angebracht werden dürfen, dass 
sie das Orts- und Landschafts-
bild nicht beeinträchtigen und 
eine Gefährdung von Personen 
und Sachen ausgeschlossen ist. 
Dadurch hätten die steirischen 

Gemeinden die Möglichkeit er-
halten, sich vor einer Flut von 
Werbetafeln zu schützen.

Die KPÖ stimmte gegen 
die Novelle des Baugesetzes.
LAbg. Murgg: „Die Streichung 
der Regelung der Werbeta-
feln wurde veranlasst, weil sie 
„von der Wirtschaftskammer 
als überschießend abgelehnt 
wurde. Dass Gesetze auf Zuruf 
der Wirtschaftskammer um-
geschrieben werden, ist aufs 
Schärfste zu verurteilen.“

Schaden für Ortsbild: KPÖ warnt vor Werbefl ut

verspekuliert haben, wollen sie 
nichts wissen. Jetzt droht der 
Bevölkerung das nächste Kür-
zungspaket unter Landeshaupt-
mann Voves.“ Allein dieser Ver-
lust macht so viel aus, wie über 
den Pfl egeregress in fünf Jahren 
einkassiert wird.

Die Frage der politischen 
Verantwortung für die Verluste 

legen angesichts der gewaltigen 
Höhe des Schadens die Prüfung 
der Vorgänge durch einen Un-
tersuchungsausschuss nahe. 
Es ist allerdings zu bezweifeln, 
dass die in ihren eigenen Par-
teien schwer unter Druck gera-
tenen „Reformpartner“ bereit 
sind, sich in die Karten schauen 
lassen.
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Gemeindefusionen: KPÖ will Zwangsmaßnahmen rückgängig machen
LAbg. Murgg: „Liebesentzug bei den Wahlen 2015 ist die einzige Sprache, die Voves und Schützenhöfer verstehen“

In einer Sondersitzung des 
Steiermärkischen Landtags 

im letzten Dezember beschlos-
sen SPÖ und ÖVP die Zwangs-
zusammenlegung hunderter 
steirischer Gemeinden, verbun-
den mit einem radikalen Abbau 
der Infrastruktur im ländlichen 
Raum.

Für die KPÖ, die immer ge-
gen die Zwangsfusionen aufge-
treten ist, wies LAbg. Murgg in 
seiner Wortmeldung darauf hin, 
dass die Erfahrungen in der Ge-
meinde Trofaiach, wo die Fusi-
on mit den Nachbargemeinden 

Gai und Hafning bereits erfolgt 
ist, äußerst negativ sind. „Mit 
falschen Versprechungen und 
teilweise auch Lügen, mit Mär-
chen von ‚Umschichtungen‘ 
und ‚Synergieeffekten‘ wurden 
viele Gemeinden geködert. In 
Wirklichkeit ist damit gemeint, 
dass Schulen, Kindergärten 
und Servicestellen zugesperrt 
werden und die Gebühren auf 
das jeweils höchste Niveau an-
gehoben werden. Das wird den 
Menschen vorher nicht gesagt.“

Kritik übte Murgg auch am 
Beschluss der Fusionen über 

die Köpfe der Betroffenen hin-
weg: „Ihr radiert die Demokra-
tie aus“, rief der KPÖ-Abg. dem 
Landeshauptmann und seinem 
Stellvertreter zu und prophe-
zeite: „Die Anteile aus dem Fi-
nanzausgleich werden ab 2016 
stark zurückgehen, weil die an-
deren Bundesländer nicht be-
reit sein werden, zugunsten der 
Steiermark auf ihnen bisher zu-
stehende Mittel zu verzichten.“

Murgg: „Die einzige Spra-
che, die Voves und Schützenhö-
fer verstehen, ist der Liebesent-
zug bei den Gemeinderatswah-

len und der 
L andt ag s -
wahl 2015. 
Ich habe die 
große Hoff-
nung, dass 
SPÖ und 
ÖVP dann 
keine Mehr-
heit mehr 
in diesem 
Hohen Haus haben und viele 
Maßnahmen wieder rückgän-
gig gemacht werden können. Es 
ist nichts in Stein gemeißelt.“

Aus Kostengründen dachte 
die Landesregierung dar-

über nach, den bei der KAGes 
und der Med-Uni Graz ange-
siedelten Notarztdienst einer 
privaten Organisation zu über-
tragen. Aus Sicht der KPÖ ist 
der Notarztdienst für die steiri-
sche Bevölkerung von essenti-
eller Bedeutung und eignet sich 
nicht für kurzfristige Einspa-
rungsmaßnahmen.

Deshalb richtete KPÖ-
Klubobfrau Claudia Klimt-
Weithaler in der Landtagssit-

KPÖ-„Dringliche“ zu Notarztdienst:  
Privatisierung vom Tisch!

zung am 17. Dezember 2013 
eine Dringliche Anfrage an 
LH Voves. Betroffene hatten 
schwerwiegende Bedenken 
gegen eine Privatisierung ge-
äußert. Bisher haben die Not-
ärztinnen und Notärzte ihren 
Dienst zusätzlich zu ihrem nor-
malen Journaldienst geleistet. 

In seiner Anfragebeantwor-
tung sagte LH Voves, dass diese 
Variante vom Tisch sei und das 
steirische Notarztwesen laut 
Voves weiterhin in das Spitals-
wesen integriert sein werde.

Knapp vor der letzten Kärnt-
ner Landtagswahl hat die 

damals regierende FPÖ Lizen-
zen für Glücksspielautomaten 
u.a. an eine Firma der Novo-
matic AG vergeben. Verant-
wortlich dafür war Landesrat 
Scheuch, der in Zusammen-
hang mit mehreren aufsehen-
erregenden Korruptionsfällen 
österreichweit Bekanntheit 
erlangte. Die Lizenzen wurden 
für eine Laufzeit von 15 Jahren 
vergeben.

Nun wurde vom UVS einem 
Einspruch dagegen stattgege-
ben. Dadurch muss die Vergabe 
neu geregelt werden. Landes-
hauptmann Kaiser (SPÖ) kün-
digte an, prüfen zu lassen, ob 
ein sofortiger Ausstieg aus dem 
„kleinen Glücksspiel“ möglich 
sei. Andernfalls werde das Land 
die Lizenzen für die kürzest 

mögliche Laufzeit vergeben 
und danach aussteigen.

Für die KPÖ Steiermark, die 
für einen Ausstieg aus dem klei-
nen Glücksspiel kämpft, sagte 
LAbg. Claudia Klimt-Weitha-
ler: „Das kleine Glücksspiel 
richtet viel mehr Schaden an als 
das Land daran verdient. Leider 
zeigt sein steirischer Amtskol-
lege Voves weniger Einsicht als 
LH Kaiser, denn die steirische 
SPÖ hat zusammen mit der 
ÖVP beschlossen, die höchst-
mögliche Anzahl von Automa-
ten zuzulassen.“

In der Steiermark sind 60.-
80.000 Menschen direkt oder 
indirekt von der Spielsucht be-
troffen. Statt der Geschäftema-
cherei einen Riegel vorzuschie-
ben, holt die steirische Landes-
regierung die größtmögliche 
Zahl von Spielautomaten ins 
Land. 

Kärntner LH kündigt Ausstieg aus 
„kleinem Glücksspiel“ an

Klimt-Weithaler: Voves soll so viel Einsicht zeigen wie 
Kärntner Kollege

Trotz des hohen volkswirt-
schaftlichen Schadens, der 

durch das Automatenglücks-
spiel entsteht, halten die steiri-
schen Regierungsparteien SPÖ, 
ÖVP und FPÖ an ihrem Plan 
fest, über 1000 neue Glücks-
spielautomaten in die Steier-
mark zu holen. Dagegen setz-
te der Gemeinderat der Stadt 
Graz ein Zeichen und stimmte 
einem KPÖ-Antrag zu, keine 
Lizenzen für Glücksspielauto-
maten zu vergeben. Alle Partei-
en unterstützten den Antrag.

Das neue steirische Glücks-
spielgesetz – derzeit in Begut-
achtung –  will die größtmög-
liche Anzahl von Glücksspiel-
automaten in die Steiermark 
holen und die höchstmöglichen 

Einsätze zulassen. An einem 
Tag können von einem einzigen 
Spieler völlig legal über 500.000 
Euro eingesetzt werden.

Die KPÖ spricht sich gegen 
den Gesetzesentwurf aus und 
setzt sich für einen Ausstieg 
unseres Bundeslandes aus dem 
„Kleinen Glücksspiel“ nach 
Wiener Vorbild ein. Voves und 
Schützenhöfer halten trotzdem 
an den neuen Automaten in 
„Minicasinos“ fest, da sie jähr-
lich 18,1 Mio. Euro in die Lan-
deskasse spülen sollen.

KPÖ-Klubobfrau Claudia 
Klimt-Weithaler: „In Graz ist 
die Problematik der Spiel-
sucht besonders dramatisch. 
Die Gemeinde soll künftig 
die Verwaltung und Kontrol-

Grazer Gemeinderat: Nein zu Lizenzen für Glücksspiel!
le der Automaten bezahlen 
und bleibt auf den hohen so-
zialen Kosten sitzen. Dass der 
Gemeinderat den Plänen der 

Landesregierung eine Absa-
ge erteilt hat, sollte Voves, 
Schützenhöfer und Kurzmann 
zu denken geben.“



Die Steiermark ist das letzte 
Bundesland, in dem Kin-

der für ihre pfl egebedürftigen 
Eltern eine Angehörigensteu-
er entrichten müssen. Um die 
Haltung der „Reformpartner“ 
zu verdeutlichen, stellt die KPÖ 
vor jeder Sitzung des Landtags 
eine Mauer für LH Voves und 
seinen Stellvertreter Schützen-
höfer auf. Am 11. März wurde 
die Aktion zum dritten Mal 
durchgeführt.

„Die Landesregierung kann 
sich nicht ewig einmauern. Der 
Regress muss endlich fallen“, 
bekräftigte KPÖ-Klubobfrau 
Claudia Klimt-Weithaler ihre 
Ablehnung dieser unsozialen 
Belastung. Gemeinsam mit der 
Grazer Wohnungsstadträtin 
Elke Kahr und LAbg. Werner 
Murgg machte sie mit Unter-
stützung vieler Aktivistinnen 
und Aktivisten erneut gegen 
diese unsoziale Belastung mo-
bil.

Durch den Rücktritt von 
Landesrätin Edlinger-Ploder 
sieht die KPÖ-Klubobfrau eine 
neue Chance auf Abschaff ung 
des Regresses. „Der Regress ist 
weder eine geeignete Form der 
Pfl egefi nanzierung, noch ist er 
sozial ausgewogen. Viele Steire-
rinnen und Steirer sehen nicht 
ein, warum sie doppelt zur Kas-
se gebeten werden. Die Mauer 
vor dem Landhaus wächst, so 
wie auch der Unmut der Be-
völkerung über die Politik der 
selbst ernannten Reformpart-
ner wächst.“

KPÖ macht gegen den P� egeregress mobil
KPÖ fordert sofortige Abschaff ung: „Landesregierung kann sich nicht ewig einmauern“

Drexler kündigt „Nachdenkpro-
zess“ an

Elf Fragen zur steirischen 
Gesundheits- und Pfl egepoli-
tik richtete KPÖ-Klubobfrau 
Claudia Klimt-Weithaler in der 
Landtagssitzung am 11. März 
an den neuen Gesundheits-
landesrat Christopher Drexler. 
Dieser blieb in den meisten 
Punkten vage und kündigte 
lediglich „Evaluierungen“ an. 
Beim Pfl egeregress wurden 
aber Zugeständnisse in den 
Raum gestellt.

Landesrat Drexler tat den 
Unmut der Bevölkerung über 
den Pfl egeregress, den er nicht 
in Abrede stellt, in seiner Ant-
wort als „emotionale Befi nd-
lichkeiten“ ab. Allerdings kün-
digte er einen „Nachdenkpro-
zess“ an, es würden alle Mög-
lichkeiten überprüft. Drexler 
betonte, dass er den Regress 
grundsätzlich als gerechte Maß-
nahme empfi nde. Danach deu-
tete er aber „Verbesserungen im 
System“ an, die er aus Anträgen 
der KPÖ ableitete: Einerseits 
sei eine Valorisierung denkbar, 
durch welche Menschen mit 
geringen Einkommen aus der 
Regresspfl icht fallen. Ande-
rerseits sei es möglich, weitere 
Unterhaltspfl ichten künftig zu 
berücksichtigen.

Gebärstation Voitsberg
In der dringenden und ak-

tuellen Frage der Wiedereröff -
nung der Geburtenstation in 
Voitsberg blieb es bei einem 
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Gesprächsangebot Drexlers. 
Eine klare Antwort gab es auf 
die Frage, ob an eine Wieder-
eingliederung der KAGes in 
die Landesverwaltung gedacht 
wird. Dies wurde von LR Drex-
ler verneint.

Ein Entschließungsantrag 
auf Abschaff ung des Regresses 
wurde erwartungsgemäß von 
SPÖ und ÖVP abgelehnt.

KPÖ-Klubobfrau Claudia 
Klimt-Weithaler: „Die KPÖ 
bleibt bei ihrer Forderung nach 
einer Abschaff ung des Regres-
ses, die anderen Bundesländer 
kommen auch ohne diese Be-
lastung aus. Ich hoff e aber, dass 
es nicht dabei bleibt und die 
Aussagen Drexlers als Anfang 
vom Ende des Regresses gewer-
tet werden können.“

Vor dem Landhaus und im Landtag: Protest gegen Kürzungspolitik

Arbeiterkammerrat  Kurt Luttenberger 
Bitte nehmen Sie Ihr Wahlrecht wahr und stärken Sie die stei-
rische Arbeiterkammer mit Ihrer Stimme 
für die Liste 5 – GLB-KPÖ.
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